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BEBAUUNGSPLAN und GRÜNORDNUNGSPLAN
" MI Passauer Straße "

GEMEINDE: Stadt Freyung
LANDKREIS: Freyung - Grafenau
REGIERUNGSBEZIRK: NIEDERBAYERN

MASSTAB
1/1000

N

Entwurf
Endfassung

28.06. 2023
Planformat 594 / 950

0.6

B. Festsetzung durch Planzeichen

 max. zulässige Grundflächenzahl, hier: 0,6

WH max

III

1. Art der baulichen Nutzung   ( §9 Abs. 1 Nr.1 BauGB )

Mischgebiet nach  § 6 BauNVO mit bestimmten zul. NutzungenMI

2. Maß der baulichen Nutzung  ( §9 Abs. 1 Nr.1 BauGB )

 max. zulässige Zahl der Vollgeschosse, hier 3

 max. zulässige Gesamtwandhöhe, gemäß Planeintrag
12.0m hier: 12.0m

offene Bauweise

3. Bauweise  und überbaubare  Grundstücksflächen ( §9 Abs.1 Nr.2 BauGB )

o

Baugrenze

      Gebietstyp
 Art d. baul. Nutzung

max. zulässige
Grundflächenzahl

max. zulässige
Geschossanzahl

zulässige
Hausform

Bauweise

max. zulässige
Wandhöhen
gem. Planeintrag

zulässige
Hausformen

Nutzungsschablone

Kinderspielplatz / Ksp

6. Verkehrsflächen und Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

zulässig: Einzelhäuser (EH), Doppelhäuser(DH), Reihenhäuser(RD)

5. Zulässige Hausform und höchstzulässige Wohnungsanzahl( §9 Abs.1 Nr.6 BauGB )

4. Flächen für Gemeinbedarf / Spielanlagen ( §9 Abs.1 Nr.5 bzw. 22 BauGB )

private Verkehrsfläche
           hier Fußweg und Fahrbahn

zulässiger Zufahrtsbereich

8. Anpflanzen und Erhaltung von Bäumen und Sträuchern (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

private Grünflächen

7. Private Grünflächen ( § 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB )

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches

bestehende Grundstücksgrenze

Hauptfirstrichtung für Wohngebäude

§ 1 Bestandteile
Der Bebauungs- und Grünordnungsplan besteht aus der Planzeichnung, den Festsetzungen durch
Planzeichen und den Festsetzungen durch Text in der Fassung vom 12.06. 2023.
Hinweise zum Umweltschutz und die Begründung sind beigefügt.

§ 2 Geltungsbereich
Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungs- und Grünordnungsplanes ergibt sich aus der Planzeichnung.

§ 3 Art der baulichen Nutzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB )

( 1 ) Die im Bebauungsplan als MI bezeichneten Flächen werden als
„Mischgebiet" nach § 6 BauNVO festgesetzt.

§ 4 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB )

C. Festsetzung durch Text

( 2 ) max. 3 (Voll-)Geschosse (III)

§ 5 Überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)

(1) Außerhalb der Baugrenzen sind Nebenanlagen nach § 14 BauNVO nur ausnahmsweise zulässig.

(2) Abstandsflächen nach (aktueller) BayBO.

(3) Garagen sind nur in Tiefgaragen zulässig.

(4) Untergeordnete Gebäudeteile bzw. Vorbauten im Sinne des Art.6 (3),Satz 7 BayBo dürfen über die
Baugrenze bis zu 1.5 m vortreten. Der Abstand zur Grundstücksgrenze muss hierbei einen Mindestabstand
von 2 m einhalten.

§ 7 Flächen für Stellplätze und Garagen mit ihren Einfahrten  (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB)

(1) Offene Stellplätze sind nur innerhalb der Baufelder / Baugrenzen bzw. in den gekennzeichneten Flächen
zulässig. Sie sind in möglichst wasserdurchlässiger Bauweise herzustellen
(Kiesdecke, Schotterrasen, Rasenfugenpflaster, Dränpflaster )

(2) Tiefgaragen sind nur in den gekennzeichneten Flächen und innerhalb der Baufelder / Baugrenzen zulässig.

( 4 ) max. Wandhöhe (= Traufhöhe) 10.0 nach Planeintrag
          Gemessen wird von der natürlichen Geländeoberfläche bis zum Schnittpunkt der Außenwand
          mit der Dachhaut  bzw. der Oberkante der Wand.
          Bei Giebelflächen gilt der seitliche Traufpunkt.

( 3 ) oberhalb des obersten Geschosses sind keine weiteren Wohn- bzw. Nutzflächen zulässig.
           Haustechnische Dachaufbauten (z.B. Aufzugsüberfahrt etc.) sind zulässig.

(1) Dachform und Dachneigung

Zulässig sind Satteldächer (SD)  mit 7° - 19° und begrünte Flachdächer
Zulässiges Deckungsmaterial bei Satteldächer: Blechdeckung, nicht glänzend,  sowie extensive Begrünung

§ 8     Dachgestaltung ( §9 Abs. 4 BauGB)

(2) Dachaufbauten
Dachgauben und Quergiebel/ Zwerchgiebel sind unzulässig.
Solarflächen / Photovoltaikflächen sind  zulässig,
soweit sie nicht aufgeständert sind und mit geschlossenen Rechteckformaten in/auf der Dachfläche liegen.

 

(4) Dachverglasungen
Dachflächenfenster sind bis zu einer Größe von 1,5 m² zulässig.
Randabstand zum Ortgang mind. 3m.

(3) Dacheinschnitte sind nicht zulässig.

§ 9 Farb- und Fassadengestaltung ( § 9 Abs.4 BauGB )

(2) Anstriche in sehr grellen Farbtönen sind nicht zulässig.

(3) Zugunsten eines ruhigen Erscheinungsbildes des Baukörpers ist die Vielfalt der verwendeten
Materialien zu beschränken.

(4) Holzfassaden, naturbelassen oder mit gedeckten Farbanstrichen sind zulässig.

§ 10 Höhenlage der Gebäude

Das Gebäude ist so in das Gelände einzufügen, dass die Gebäudezugänge möglichst barrierefrei
erreichbar sind und dass sich möglichst wenig Abgrabungen und Anböschungen ergeben.
Die angegebenen OK FB EG können um +- 0.5m variieren.
Der vorhandene und der geplante Geländeverlauf ist im Eingabeplan einzutragen.
Die Höhenlage des Gebäudes ist auf die max. zulässigen Wandhöhen abzustimmen.

§ 11 Geländegestaltung

Das natürliche Gelände ist bei der Gebäude- und Freiflächenplanung zu berücksichtigen und zu integrieren.
Abgrabungen und Aufschüttungen sind zu minimieren. 
Der Anschluss an benachbarte Grundstücke und an Verkehrsflächen ist weich, d.h. ohne steile
Böschungen oder Stützmauern zu gestalten (Geländemodellierung).
Die Errichtung technischer Böschungsbefestigungen (z.B. Betonmauern, Gabionen,etc.) im Bereich des
gärtnerischen Umfeldes des Vorhabens ist unzulässig.
Ggfs. sind gebietstypische Natursteine zur Böschungssicherung zu verwenden.

(1) Es sind einfarbige matte Anstriche in weiß oder gedeckten Farben zu verwenden.

§ 12 Verkehrsflächen (§ 9 Abs.1 Nr. 11 und Abs.4 BauGB)

 (1) Die Ausdehnung befestigter Flächen ist auf das notwendige Maß zu begrenzen.
Fusswege und offene Stellplätze sind wasserdurchlässig auszubilden.

(2) offene (Besucher-)Stellplätze sind nur in den gekennzeichneten Bereichen
oder innerhalb der Baufelder zulässig

(3) zulässige Beläge für Verkehrsfläche, hier Fahrflächen:
- Asphaltbelag
- Pflasterbelag (Natustein, Beton...)
- Mineralbeton

§ 13     Grünordnung

(1) Öffentliche Grünflächen

---

(2) Private Grünflächen

§ 14     Belagsflächen

(1) Private Stellplätze sind  wasserdurchlässig herzustellen.
z.B. - Pflaster mit Rasenfuge

- Rasenpflaster
- Schotterrasen
- Dränpflaster

(2) Garageneinfahrten, private Stellplätze, Hauseingänge und Freisitze sind ebenfalls mit wasserdurch-
lässigen Materialien herzustellen.
Zulässige Materialien:
- Beläge wie private Stellplätze
- Pflaster (Naturstein oder Beton)
- Holzbelag (bei Freisitzen)

(5) Pflege der Pflanzung

Die festgesetzte Bepflanzung ist zu pflegen und zu erhalten. Bei Ausfall von Pflanzungen ist
entsprechend den grünordnerischen Festsetzungen in der vorgenannten Pflanzqualität nach-
zupflanzen.
Die Pflanzungen haben spätestens im Jahr nach der Fertigstellung der Gebäude zu erfolgen.

(6) Ausgleichsflächen

Durch die Neunutzung der innerörtlichen Brachfläche fallen keine Ausgleichsflächen an.

§ 15      Einfriedung

(1) Zum Straßenraum  im Westen sind Einfriedungen nicht zulässig.

(2) Zu den Nachbarn:
Einzäunungen sind ausnahmslos sockellos und bis zu einer max. Höhe von 1.30 m zulässig.
Zulässig sind nur landschaftsverträgliche Einfriedungen (Holzlattenzaun, Bretterzaun, Jägerzaun, etc.).
mit einer Bodenfreiheit von mind. 10 bis 15 cm. Die Anlagen vongeschotterten Flächen (Schroppen,
Schotter, Steinschüttungen jeglicher Art) ist unzulässig.

(3) Stützmauern zu angrenzenden Grundstücken sind nicht zulässig. ( Weiche Geländemodellierung )

§ 16     Schutz des Oberbodens

Zum Schutz des belebten Oberbodens sind folgende Maßnahmen zu treffen:
Vor Beginn der Baumaßnahme Abschieben des Oberbodens in seiner ganzen Stärke, Aufsetzen
in Mieten von max. 3 m Breite und 1,50 m Höhe, Ansaat mit Leguminosen bis zur Wiederverwen-
dung.

§ 18 Abwasser

(1) Schmutzwasser ist im Mischsystem über die öffentliche Schmutzwasserkanalisation abzuleiten.
Es ist darauf zu achten, dass dies chemisch nicht verunreinigt ist.
Die Abwasserpflichtigen haben darauf hinzuwirken, dass Gefahren für die menschliche Gesundheit
durch Krankheitserreger nicht entstehen ( § 41 Infektionsschutzgesetz ).

§ 17      Freiflächengestaltungsplan

Jedem Bauantrag ist ein qualifizierter Freiflächengestaltungsplan mit Bepflanzungs- und Ma-
terialangaben, die aus den grünordnerischen Festsetzungen entwickelt wurden, beizugeben.
Der Freiflächengestaltungsplan ist Teil der Genehmigungsplanung.

(2) Bei Neubauten ist jeweils eine Regnenwasserzisterne oder eine sonstige Rückhalteeinrichtung
zu schaffen mit einem Rückhaltevolumen von mindestens 10m³.

Regenwasser ist, soweit es nicht auf dem Grundstück versickert wird bzw. in entsprechende
Rückhalteeinrichtungen gesammelt wird, im Trennsystem über die öffentliche
Regenwasserkanalisation abzuleiten.

Hinweise zum Umweltschutz
1. Luft
Zur Reinhaltung der Luft sollen umweltfreundliche Heizungsarten verwendet werden.
Energiesparendes Bauen und eine Minimierung des Energieaufwandes im einzelnen Gebäude besitzen Vorrang.
Die Anwendung aktiver und passiver Solarsysteme wird deshalb unterstützt.

2. Wasserverbrauch
Es wird empfohlen, in den Gebäuden geeignete Technologien für Wassersparmaßnahmen einzusetzen (z.B. Spartaste
am Toilettenspülkasten) und zur Gartenbewässerung Regenwasser (Anlage von Regenwasserbehältern) zu verwenden.

6. Baustoffe
Es sollten möglichst nur Baustoffe zum Einsatz kommen mit geringem Herstellungsaufwand, Schadstofffreiheit bei
Herstellung und Verwendung und Recyclingfähigkeit.

1. Bodendenkmäler
Etwaige Bodenfunde, die bei Erdarbeiten zu Tage kommen, unterliegen der Meldepflicht an das Bayer. Landesamt
für Denkmalpflege oder an die Untere Denkmalschutzbehörde im Landratsamt gemäß Art. 8 Abs. 1-2 DSchG.
Auf die entsprechenden Bestimmungen des Denkmalschutzgesetzes wird hingewiesen.

2. Spielplätze
Spielmöglichkeiten für Kinder sind auf einem Kinderspielplatz in Gebietsmitte zu errichten.
Es gelten die Anforderungen der 18. BimSchV und die Anforderungen des KJG. 

Sonstige Hinweise

3. Sicherstellung der Löschwasserversorgung und Feuerwehr

Für den baulichen Brandschutz sind die Bestimmungen der BayBO zu beachten.
Alle baulichen Anlagen müssen über befestigte öffentliche Straßen und Wege erreichbar sein.
Bezüglich der Sicherstellung der Löschwasserversorgung wird auf die Beachtung der DVGW-Arbeitsblätter
W 405 und W 331 sowie auf die Ausbildung und Kennzeichnung der Flächen für die Feuerwehr (Zufahrten,
Bewegungsflächen usw.) gemäß den "Richtlinien für Flächen für die Feuerwehr" in der Fassung vom Februar 2007
hingewiesen. Die Flächen füt die Feuerwehr auf den Grundstücken einschließlich ihrer Zufahrten müssen dem
Art. 15 BayBO und der DIN 14090 entsprechen.
Die Löschwasserversorgung ist so auszulegen, daß bei gleichzeitiger Benutzung der zwei nächstgelegenen
Überflurhydranten nach DIN 3222 ein Förderstrom von 800l/min über 2 Stunden erreicht wird.
Der Abstand der Hydranten untereinander darf nicht größer sein als 150 m. Sie müssen ausserhalb des
Trümmerschattens am Fahrbahnrand eingebaut werden. Der nächstgelegene Hydrant darf nicht weiter als
75 m von der jeweiligen Grundstücksgrenze entfenrt sein.

3. Niederschlagswasser
Abfließendes Niederschlagswasser von Dächern und Belagsflächen ist so weit wie möglich zu sammeln.
(Brauchwasser-Vorrat in Zisternen oder Regenwassertonnen).

Um den Anfall von Oberflächenwasser gering zu halten, die Verdunstung zu fördern und den Grundwasserhaushalt zu
stärken, werden folgende Maßnahmen empfohlen:

Naturnahe Ausbildung der Entwässerungseinrichtungen
Dezentrale Regenwasserrückhaltung auf privaten Baugrundstücken
Maßnahmen zur Wasserrückhaltung in Grünflächen
Breitflächige Versickerung des Niederschlagswassers
Begrenzung der neu zu versiegelnden Verkehrsflächen auf das unbedingt notwendige Maß

   Ausbildung privater Verkehrsflächen mit versickerungsfähigen Belägen

4. Pflanzenverwendung
Es wird empfohlen, auf den Privatgrundstücken keine giftigen Pflanzen wie Thuja o.ä. zu pflanzen.
Der Nadelholzanteil am gärtnerischen Grün sollte 20% nicht überschreiten.

4. Versorgung mit elektrischem Strom
Zur elektrischen Versorgung des geplanten Gebietes sind Niederspannungskabel erforderlich.
Eine Kabelverlegung ist in der Regel nur in Gehwegen, Versorgungsstreifen, Begleitstreifen oder Grünstreifen
ohne Baumbestand möglich.
Die Trassen unterirdischer Versorgungsleitungen sind von Bepflanzung freizuhalten, da sonst die Betriebssicherheit
u. Reparaturmöglichkeit eingeschränkt werden. Bäume und tiefwurzelnde Sträucher dürfen aus Gründen des
Baumschutzes (DIN 18920) bis zu einem Abstand von 2,5 m zur Trassenachse gepflanzt werden. Wird dieser
Abstand unterschritten, so sind im Einvernehmen mit dem Energieversorger geeignete Schutzmaßnahmen
durchzuführen.
Die Hinweise im " Merkblatt über Baumstandorte und elektrische Ver- und Entsorgungsleitungen" sind zu beachten.
( herausgegeben von der Forschungsanstalt für Straßenbau und Verkehrswesen bzw. die DVGW-Richtlinie GW 125 ).

Der Schutzzonenbereich für Kabel beträgt bei Aufgrabungen je 0.5 m rechts und links zur Trassenachse.
Bau- und Pflanzmaßnahmen jeder Art sind rechtzeitig zur Stellungnahme vorzulegen. Dies gilt insbesondere für
Straßen- und Wegebaumaßnahmen, Ver- und Entsorgungsleitungen u.ä.m..

6. Telekommunikation
Zur Versorgung des Baugebiets sind Trassen in den öffentlichen Verkehrsflächen möglich und zulässig, ebenso
entsprechende Verteilerschränke und notwendige Anlagen.
Entsprechende Erschließungsmaßnahmen sind so früh wie möglich, jedoch mindestens 3 Monate vor Baubeginn
anzuzeigen unter: 0800 33 01 903
Die Abstimmung der Trassen ist mit weiteren Versorgungsträgern und dem Maßnahmenträger abzustimmen.

7. Wasserversorgung

Das Gebiet ist an die zentrale Wasserversorgung der Stadt Freyung anzuschließen.
Alles Trinkwasser für menschlichen Gebrauch darf nur aus der öfftl. Wasserversorgung entnommen werden.

8. Hinweise zum technischen Umweltschutz

Die Positionierung und Ausformung neuer Gebäude ist auch hinsichtlich des technischen Umweltschutz abzustimmen.
Insbesondere ist die Befensterung auf benachbarte haustechnische Anlagen ( Kamine, Abluftrohre....) auf entspr.
Sicherheitsabstände hin zu planen. Es können sich dementsprechende Einschränkungen in der Gebäudeplanung 
ergeben.
Neue entstehende Büro- und Wohngebäude müssen gegen entstehende Lärmbelästigung geschützt werden. 
Ggfs. erforderliche immissionsrechtliche Auflagen bleiben dem Einzelgenehmigungsverfahren vorbehalten.

9. Abfallstoffe

Feste Abfallstoffe sind auf hygienische und unbedenkliche Art und Weise zu entsorgen.
Eventuell anfallender Gewerbemüll ist getrennt zu erfassen und geordnet zu verwerten / zu entsorgen.

5. Energieversorgung

Die Versorgung mit Erdgas ist über eine entsprechende Erweiterung des bestehenden Netzes möglich.
Der Schutzstreifen für entspr. Gasleitungen beträgt in der Regel 2.0 m beidseits der Leitungsachse.

9. sonstige Planzeichen

(3) Stellplatzschlüssel: Es gilt der Stellplatzschlüssel der Stadt Freyung

( 2 ) Zulässig sind im MI1 (nach §6 (2) BauNVO):

Nr.1 Betriebsleiterwohnungen
Nr.2 Geschäfts- und Bürogebäude
Nr.4 sonstige ( nicht störende ) Gewerbebetriebe

Die Ausnahmen nach § 6 (3) BauNVO  sind nicht zulässig

vorhandene Gebäude

Fläche für unterirdische Tiefgarage
und Verkaufsflächen im UG

TG/VF

Flurnummer

( 1 ) Das Maß der baulichen Nutzung ergibt sich aus den festgesetzten, maximal überbaubaren Flächen
           innerhalb der Baugrenzen ( Baufelder ), der Festsetzung zur max. zulässigen Grundflächen-
           zahl ( GRZ ), den Festsetzungen zu maximalen Wandhöhen und der höchst zulässigen Anzahl der Geschosse.

           Befestigte Frei- bzw. Verkehrsflächen sind bei der Berechnung der Grundflächenzahl miteinzubeziehen.
           Die Grundflächenzahl darf bei dieser Berechnung um 50 % überschritten werden jedoch nur bis GRZ 0.8!

Fläche für private offene Stellplätze

private Verkehrsfläche
           hier priv. Fußweg
           Lage und Ausformung variabel

5. Maßnahmen zur Vermeidung artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände

Um das mögliche Eintreten von Verbotstatbeständen nach § 44BNatSchG zu vermeiden,
werden folgende Maßnahmen ergriffen:

5.1 Maßnahmen zur Konfliktvermeidung
    V1 Anlage von Versteckstrukturen aus Stammstücken und Reisig in östlichen, von den
         Maßnahmen nicht betroffenen Bereichen ( am Rand des Gartenbereiches ).
    V2 Gehölzschnitt zur Baufeldfreimachung nur im Zeitraum vom 1. Oktober bis zum 28./29.Februar.
          Bei Abweichungen hiervon ist eine Ausnahmegenehmigung durch die untere Naturschutzbehörde erforderlich.

5.2 Maßnahmen zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität
      sind nicht erforderlich ( CEF.Maßnahmen, vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen ).

5.3 Sonstige Maßnahmenempfehlungen
    M1 Verwendung von Nisthilfen für Gebäudebrüter ( Haussperling, Hausrotschwanz )
          und für kleine Höhlenbrüter ( Meisen ).

5.4 Die Maßnahmen zur Konfliktvermeidung  und Maßnahmenempfehlunen sind während der Baufeldfreimachung
      bzw. nach Fertigstellung der Gebäude zeitnah durchzuführen.
      Die Untere Naturschutzbehörde ist über die Durchführung dieser Maßnahmen unverzüglich in Kenntnis zu setzen.
      Ein entsprechender Abnahmetermin ist abzustimmen.
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Abgrenzung unterschiedlicher Gebietstyp, hier MI1 und MI2

MI1

MI2

( 3 ) Zulässig sind im MI2 (nach §6 BauNVO):

Nr. 1 Wohngebäude
Nr. 2 Geschäfts- und Bürogebäude
Nr. 3 Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsgewerbes

- zulässig nur im Erdgeschoss
Nr. 4 sonstige ( nicht störende ) Gewerbebetriebe - zulässig nur im Erdgeschoss

Die Ausnahmen nach § 6 (3) BauNVO  sind nicht zulässig

§ 6 Bauweise

(1) Im MI1 wird " offene Bauweise " festgesetzt.
(2) Im Mi2 wird "abweichende Bauweise " festgesetzt:

wie offene Bauweise, jedoch sind Untergeschosse u. Erdgeschoss von Gebäuden bis 70m Länge zulässig.

(3)
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(7) Zur Begrünung der Fassade einer möglicherweise entstehenden Brandwand  entlang der südlich im MI1
festgesetzten Baulinie ist auf ganzer Breite am Fuß der Fassade ein durchgehender Pflanzstreifen
mit Kletterpflanzen / Selbstklimmer von mindestens 1m Breite anzulegen. Bepflanzung nach
Pflanzung C. § 14 Abst. 4.

- Die privaten Grünflächen sind gärtnerisch anzulegen und dauerhaft zu erhalten. Sie dürfen nicht bebaut
oder versiegelt werden. Die Grünflächen sind von geplanten Leitungstrassen so freizuhalten, dass ein
Mindestabstand von 2,0 m zwischen Leitung und Baumstandort eingehalten wird.

- geforderte bzw. festgesetzte Pflanzungen sind spätestens in der auf den Abschluss der Hoch- und
Tiefbauarbeiten folgende Pflanzperiode (Frühjahr bzw. Herbst) durchzuführen.

- sämtliche Pflanzungen sind dauerhaft zu erhalten.
Abgestorbene Gehölze sind artgleich zu ersetzen.
Sämtliche zu pflanzenden Bäume sind dauerhaft in frei wachsender Form zu belassen.
Einkürzungen der Krone und insbesondere des Leittriebes sind unzulässig.
Gehölze mit eingekürzten Kronen bzw. Leittrieben sind artgleich zu ersetzen.

- von der festgesetzen Lage der Bäume kann um bis zu 2 m abgewichen werden, wenn technische,
verkerhstechnische oder gestalterische Gründe dies erfordern.

Kanal mit Schutzstreifen (beidseits 2m)

(4) Für Pflanzungen im Bereich von Entwässerungskanälen ist ein Schutzstreifen von 2m einzuhalten.

Entw.Kanal

(3) Gehölzpflanzungen

Entlang der Staatsstraße (Passauer Straße) sind gliedernde Großbäume
nach Artenliste 1 zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.

In den Grünflächen östlich der Baufelder sind Bäume nach Artenliste 2 zu pflanzen.

Auf den Grundstücksrändern sind Hecken als Blütensträucher aus autochthonem Pflanzenmaterial
vorzugsweise gem. Artenliste 2 zulässig und durch entsprechenden Pflege- und Verjüngungsschnitt
zu pflegen.

(4) Artenlisten

Bäume: H.3xv.mDb., STU 20 - 25 cm

Acer campestre - Feldahorn
Acer platanoides - Spitzahorn
Carpinus betulus - Hainbuche
Prunus avium - Vogelkirsche
Pyrus communis - Holzbirne
Quercus robur - Stieleiche
Sorbus aria - Mehlbeere
Sorbus aucuparia - Vogelbeere
Tilia cordata - Winterlinde
Tilia platyphyllos - Sommerlinde
Obstbäume i.S. (STU 18 - 20 cm)

Bei den Obstbäumen sind alte,robuste
Sorten zu verwenden.

Die Pflanzung von Thujen und nichteinheimischen
Pflanzarten ist nicht zulässig.

Artenliste 2

Heister 2xv.mB., 150 - 175 cm,
autochthones Pflanzenmaterial

Acer campestre -Feldahorn
Crataegus monogyna -Eingriffliger Weißdorn
Prunus avium -Vogelkirsche
Pyrus communis -Wildbirne
Sorbus aucuparia -Vogelbeere

Sträucher 4 Triebe, 60 - 100 cm

Berberis vulgaris - Berberitze
Cornus sanguinea - Hartriegel
Corylus avellana - Hasel
Frangula alnus - Faulbaum
Ligustrum vulgare - Liguster
Lonicera xylosteum - Heckenkirsche
Prunus padus - Traubenkirsche
Prunus spinosa - Schlehe
Rubus idaeus - Himbeere
Rosa arvensis - Feldrose
Rosa canina - Hundsrose
Rosa gallica - Apothekerrose
Salix viminalis - Flechtweide
Sambucus nigra - Holunder
Viburnum opulus - Schneeball

Artenliste 1

(3) Schottergärten sind in den Freiflächen nicht zulässig.

(8) Gehölzentfernung ist auf ein unbedingt notwendiges Maß zu beschränken. Gehölze dürfen nur außerhalb der
Vogelbrutzeit entfernt werden. Vor der Entfernung sind diese auf Höhlen und Spalten zu untersuchen,diese
stellen ein potenzielles Quartier für zahlreiche streng und besonders geschützte Tierarten dar, wonach der
§44 BNatSchG zu beachten ist. Sind Höhlen oder Spalten vorhanden, ist vor dem Entfernen Absprache mit
der Unteren Naturschutzbehörde zu halten.
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(4) Zufahrten zu den Grundstücken sind nur in den gekennzeichneten Bereichen zulässig.
Über diese (Sammel-) Zufahrten hinaus sind keine weiteren privaten Einzelzufahrten zulässig.
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